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Was genau haben die schwerreichen
Schweizer Unternehmer, die vergan-
gene Woche das Weisse Haus besuch-
ten, dem amerikanischen Präsidenten
DonaldTrump versprochen?Weihrauch,
Gold, Myrrhe und einen Kolonialver-
trag? Fordert Trump im Gegenzug für
tiefere Zölle, dass die Schweiz schärfere
Regeln für die wirtschaftlichen Bezie-
hungen mit China aufstellt?

Der Besuch in Washington hat am
Wochenende Kritik ausgelöst. Der
«Sonntags-Blick» titelte: «In der Politik
schlägt die Stunde der grossen Tiere».
Die «Sonntags-Zeitung» kommentierte:
«Die Schweiz als Trumps Hilfspolizist».

Politiker im linken wie im rechten
Spektrum reagieren empört. Der Zür-
cher FDP-Nationalrat Hans-Peter Port-
mann spricht von «Cowboy-Weltpoli-
tik». Der SP-Co-Präsident Cédric Wer-
muth sagt, die Intransparenz der ganzen
Verhandlungen sei nicht mehr tragbar,
und der Luzerner SVP-Nationalrat
Franz Grüter gibt zu Protokoll, er wäre
«sicher dagegen», wenn die Schweiz das
amerikanische Regime für Exportkon-
trollen und Sanktionen «vollständig
übernehmenmüsste», nur um imGegen-
zug tiefere Zölle zu erhalten. Sogar
Monika Rühl, die Direktorin des Wirt-
schaftsdachverbands Economiesuisse,
lässt sich zu einem besorgten Kommen-
tar hinreissen. Sie findet es «ein No-Go»,
wenn die Schweiz die amerikanischen
Sanktionen automatisch übernähme.

Hintergrund der kollektiven Empö-
rung ist, dass Donald Trump gegenüber
den Schweizer Wirtschaftsvertretern of-
fenbar durchblicken liess, dass er sich im
Gegenzug für tiefere Zölle eine stark auf
die USA ausgerichtete Schweizer Aus-
sen- undHandelspolitik wünsche.Länder
wie Kambodscha oder Malaysia haben
ihm kürzlich zugesichert, die amerikani-
schen Exportvorgaben und Sanktionen
gegen China weitgehend zu übernehmen.

Pragmatiker am Drücker

Doch weder das federführende Schwei-
zer Wirtschaftsdepartement noch die
an der Handelsdiplomatie beteiligten
Unternehmer haben die Absicht, ihre
Handelspolitik faktisch an Washington
auszurichten. Alfred Gantner, der Ver-
treter der Partners Group, engagiert
sich in der Schweiz gegen einen «Anbin-
dungsvertrag» mit der EU.Weshalb sollte
er sich für einen Vertrag mit den USA
starkmachen, der tief in die Schweizer
Handels- undAussenpolitik eingriffe?

Was die USA von der Schweiz genau
fordern, ist offen. Doch Trump hat klar-
gemacht, dass nun wieder die Politik am
Zug ist. Er hat sich mit denWirtschafts-
vertretern getroffen, die Magistraten
überlässt er seinem Handelsbeauftrag-
ten Jamieson Greer. Die Erleichterung
in Bern über diese Entscheidung ist
gross: Die Unternehmer haben eine Tür
zuTrump aufgestossen und ihn mit kon-

kreten Investitionsversprechen milde
gestimmt. IndemTrump Greer in seiner
Mitteilung auf Truth Social namentlich
nannte, machte er auch klar, dass der
stets kritische Handelsminister Howard
Lutnick und Finanzminister Scott Bes-
sent nun ihrem Kollegen das Feld über-
lassen. Die Federführung hat Greer,
und damit ist klar, dass sein Partner auf
Schweizer Seite Guy Parmelin ist.

Für die Schweiz ist das eine gute Ent-
wicklung.Greer und Parmelin sind zwei
Pragmatiker, die bisher nie damit auf-
gefallen waren, die Grenzen der Demo-
kratie in Richtung Willkür zu verschie-
ben.Für Bern ist eine rechtlich bindende
Verpflichtung gegenüber den USA in-
akzeptabel. Der Bundesrat kann seinen
amerikanischen Partnern höchstens ver-
sichern, dass man ihre Anliegen künf-
tig «wohlwollend prüfen» werde – was
ohnehin gängige Praxis ist.

Einigung noch vor dem WEF?

Die Empörung in der Politik ist vor-
schnell, aber verständlich. Dass sich
Schweizer Unternehmer im Oval Office
mit dem Präsidenten der Vereinigten
Staaten, dessen Sohn, einem hochkarä-
tigen Lobbyisten und dem amerikani-
schen Handelsminister trafen, ohne dass
ein einzigesMitglied der Schweizer Lan-
desregierung dabei gewesen wäre, ist zu-
mindest erklärungsbedürftig.

Tatsache ist, dass der amerikanische
Präsident Handelspolitik offen alsMacht-
instrument einsetzt.Die Schweizer Diplo-
matie war blockiert, das Eidgenössische
Departement für auswärtige Angelegen-
heiten weitgehend machtlos, deshalb
schalteten sich die Schweizer Unterneh-
mer mit ihren exzellenten Kontakten ein.

Die ökonomischen Interessen sind zur
aussenpolitischenRealität geworden.Der
Besuch der Unternehmer in Washington
hat diese unangenehme Wahrheit nun
offengelegt. Sie haben Trump nicht nur
konkrete Vorschläge zur Reduzierung
des Handelsbilanzdefizits mitgebracht,
sondern auch eine teure Rolex und einen
Goldbarren mit gravierter Widmung.
Kein Wunder, reagiert die Politik alar-
miert. In Guy Parmelins Departement
für Wirtschaft, Bildung und Forschung
betont man allerdings, dass Bern so-
wohl vor als auch nach dem Besuch in
Washington in alle Entscheidungen ein-
bezogen gewesen sei.

Noch ist offen, was der Besuch in
Washington gebracht hat. In den be-
troffenen Branchen hofft man auf einen
Deal bis spätestens zumWorld Economic
Forum (WEF) Anfang Januar in Davos.
Wahrscheinlicher ist aber eine gemein-
sameAbsichtserklärung,wie sie die USA
und die EU unterzeichnet haben. Sie
könnte immerhin dazu führen, dass die
Zölle bereits vor einer definitiven Eini-
gung sinken. Gleichzeitig liesse sie die
Frage, wie weit die Schweiz den Forde-
rungen aus Washington tatsächlich ent-
gegenkommen will, erst einmal unbeant-
wortet. Noch gelten 39 Prozent.
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